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Anstieg der Siedlungs- und Verkehrsfläche
Siedlungsentwicklung in Hektar pro Tag (Vierjahresdurchschnitt)

Fast 100 Fußballfelder Freiflächen – nahezu 70 Hektar –  
werden jeden Tag für neue Siedlungs- und Verkehrs-
flächen verplant. Das ist viel zu viel. Fruchtbare Böden 
gehen verloren, Landschaft und Naturräume werden 
zerschnitten und zersiedelt, die Biodiversität geht wei-
ter zurück. Aber vor allem auch die ökonomischen und 
sozialen Nachteile nehmen zu. Angesichts von vielerorts 
rückläufiger Bevölkerung und knappen kommunalen Fi-
nanzen erweist sich ein hoher Flächenverbrauch lang-
fristig als teure Investition, denn die Folgekosten für Be-
trieb, Instandhaltung und Erneuerung der Infrastruktur 
müssen auf immer weniger Köpfe verteilt werden. Zu-
gleich werden die Wege immer länger und erschweren 
insbesondere Jugendlichen und Älteren die Möglich-
keiten sozialer Kontakte. Damit stellt sich die dringliche 
Frage, ob die Ausweisung neuer Flächen für Kommunen 
zu einer Fehlinvestition zulasten von Einwohnern und 
zukünftigen Generationen wird. 

Die Regierungsparteien haben deshalb im Koaliti-
onsvertrag bekräftigt, den Flächenverbrauch gemäß dem 
Ziel der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie der Bun-
desregierung bis zum Jahr 2020 auf 30 Hektar pro Tag 
zu reduzieren. Zwar ist der Flächenverbrauch seit dem 

Jahr 2000 rückläufig. Die Gründe dafür sind verstärkte 
Anstrengungen in den Ländern und Kommunen, sparsa-
mer mit Flächen umzugehen. Eine über Jahre verhalte-
ne konjunkturelle Entwicklung und der demografische 
Wandel sind weitere Gründe. Dennoch sind wir von dem 
30-Hektar-Ziel noch weit entfernt. Aktuell gibt es auf-
grund der angespannten Wohnungsmärkte vor allem in 
den Ballungsräumen sogar eine starke Gegenbewegung. 
Dazu kommt die Sorge um die Unterbringung von Flücht-
lingen. Diese Sorgen müssen ernst genommen werden.

Aber: Selbst wenn das 30-Hektar-Ziel eingehalten 
wird, lassen sich jedes Jahr durchaus bis zu 350.000 
Wohnungen bauen.

Hinzu kommt das bundesweit große Potenzial an 
Innenentwicklungsflächen, auf denen sich rechnerisch 
rund 4,6 Millionen Wohnungen entwickeln lassen. Die 
Mobilisierung dieses Potenzials ist gerade in Ballungs-
räumen und großen Zentren, die vielfach über gar keine 
Reserven an Neuflächen mehr verfügen, von zentra-
ler Bedeutung für ihre Zukunftsfähigkeit. Dies gilt aber 
auch für viele kleinere Kommunen, bei denen die Ent-
wicklung von Flächen auf der Grünen Wiese zu Leerstän-
den in den Ortszentren und im Bestand führt.

	 Flächensparen — warum?
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Kommunen erhoffen sich von dem Zuzug neuer Einwoh-
ner/innen und der Ansiedlung von Unternehmen auch 
zusätzliche Steuereinnahmen und Wettbewerbsvor-
teile gegenüber anderen Kommunen. Deshalb hat die 
Ausweisung neuer Bau- und Gewerbeflächen durchaus 
Ähnlichkeit mit einer unternehmerischen Investition. Da 
Bauland auf der grünen Wiese kostengünstiger ist als 
Flächen im Innenbereich, es sich dort zudem einfacher 
planen und billiger bauen lässt, wird die Außenentwick-
lung – wo möglich – oftmals weiter forciert. 

Aus Sicht der einzelnen Kommune ist das ein 
nachvollziehbares Verhalten. Wenn jedoch die Bevölke-
rungszahl insgesamt nicht mehr wächst, aber alle Kom-
munen neue Flächen ausweisen und neue Einwohner 
anziehen wollen, ist die Folge ein Ausweisungswettlauf 
mit hohen Risiken für die kommunalen Haushalte. Die 
Kostenfalle schnappt spätestens dann zu, wenn die Be-
völkerungsentwicklung zu einer weiteren Ausdünnung 
der Siedlungsdichte oder gar zu Leerständen führt. Bei 
rückläufigen Bevölkerungszahlen steigen unweigerlich 
die Infrastrukturkosten pro Kopf. Das belastet die kom-
munalen Kassen und bringt für Einwohner höhere Bei-
tragssätze für Abwasser etc. 

Führt man sich die hohen Kosten für die Wartung 
und Erneuerung unserer Straßen und Versorgungslei-
tungen vor Augen, leben viele Kommunen bereits heute 
auf großem Fuß. Die Ausweisung neuer Flächen vergrö-
ßert diesen Beton-Fußabdruck weiter. Deshalb gilt es, 
Angebote zu entwickeln, mit denen sich der Flächenver-
brauch reduzieren lässt. 

Eine Prämisse muss dabei unangetastet bleiben: 
Die kommunale Planungshoheit ist ein verfassungs-
rechtlich geschützter und für Regionen und Kommu-
nen unverzichtbarer Grundsatz. Starre Regulierungen 
von oben sollen deshalb möglichst vermieden werden. 
Stattdessen sind veränderte Rahmenbedingungen not-
wendig, die Kommunen zum Flächensparen motivieren 
und ihnen gleichzeitig neue nützliche Handlungsspiel-
räume eröffnen. 

Oftmals überschätzen Städte und Gemeinden 
Planungsgewinne (insbesondere steuerliche Effekte), 
während sie die längerfristigen Infrastrukturfolgekosten 
unterschätzen. Bessere Informationsmöglichkeiten, die 
eine langfristige Kosten-Nutzen-Transparenz herstellen, 
können hier Abhilfe schaffen. 

Der Flächenhandel verändert die Rahmenbedingungen 
für die Ausweisung von Flächen auf zweifache Weise. 
Zum einen können die Kommunen mit einer im Plan-
spiel erprobten fiskalischen Wirkungsanalyse das Kos-
ten-Nutzen-Verhältnis ihrer Baulandpolitik intensiver 
überprüfen. Zum anderen werden der Wert des Bodens 
und die Kosten der Flächenneuinanspruchnahme trans-
parent. Das ergibt sich aus dem zentralen Leitgedan-
ken des Handels mit Flächenzertifikaten (nachfolgend 
kurz als Flächenhandel bezeichnet), dass für die Inan-
spruchnahme von Flächen im Außenbereich geldwerte 
Zertifikate eingesetzt werden müssen, während für die 
Nutzung von Flächen im Innenbereich keine benötigt 
werden. Die Diskrepanz zwischen scheinbar billigem 
Bauland auf der grünen Wiese und teurem Bauland im 
Innenbereich wird damit aufgehoben. 

	w eniger ist mehr

	 »Die Kommunen konkurrieren um Einwohner 
und auch um Gewerbebetriebe, sie wollen  
die Ansiedlung von neuen Familien und Unter- 
nehmen erreichen, indem sie Flächen neu  
ausweisen. Nicht überall geht diese Rechnung 
auf. Das heißt, in Regionen, die also erkenn- 
bar nicht prosperieren und wo keine Nachfrage  
nach Flächen besteht, werden im Grunde  
auch viele neu ausgewiesene Flächen gar nicht  
besiedelt.« 
Thomas Preuß, Deutsches Institut für Urbanistik;  

Quelle: »Zersiedeltes Deutschland«, Sendung im 

Deutschlandfunk am 24.10.2015 von Manuel Waltz.
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Sie verantworten mehrere große Forschungsprojekte 
zum Thema Flächensparen. Was ist die Triebfeder für 
diese Aktivität?

Seit September 2015 gelten die von der UN be-
schlossenen Nachhaltigkeitsziele, (Sustainable Deve-
lopment Goals, SDGs). Sie beinhalten eine Verpflich-
tung, die Böden zu schützen und eine ausgeglichene 
Bilanz zwischen Bodendegradation und Wiederher-
stellung bis 2030 anzustreben. Diese SDGs gelten für 
alle Staaten, also auch für uns. Deutschland muss 
hier eine Vorreiterrolle spielen.

Wie weit ist Deutschland auf diesem Weg vorange-
kommen?

Wir überbauen und versiegeln nach wie vor in er-
heblichem Umfang unsere Landschaft, obwohl wir 
uns in der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie vor  
14 Jahren zum Flächensparen verpflichtet haben. 
Eine seit Jahren andauernde Diskussion über die Fra-
ge der richtigen Instrumente ist eigentlich der einzi-
ge gemeinsame Nenner.

Welche Bedeutung hat in diesem Zusammenhang das 
Planspiel Flächenhandel?

Der Flächenhandel wird seit 20 Jahren diskutiert, 
wir wissen aber nicht, ob er in der komplexen Pla-
nungspraxis auf kommunaler Ebene funktionieren 
kann. Deshalb ist das Planspiel eine hervorragende 
Gelegenheit, das Instrument zu erproben und mehr 
Klarheit zu schaffen. Aber der Flächenhandel darf 
auf keinen Fall dazu führen, dass den Kommunen 
jegliche Gestaltungsspielräume für die Gemeinde-
entwicklung genommen werden.

Welches sind aus Ihrer Sicht noch offene Fragen?

Sollte Flächenverbrauch nur noch ausschließlich in 
Wachstumsregionen stattfinden, während ökono-
misch oder sozial sinnvolle Projekte in stagnierenden 
und schrumpfenden Regionen wegen des Flächen-
handels unterbleiben, müsste die Ausgestaltung des 
Flächenhandels kritisch hinterfragt werden. Wichtig 
ist, dass die finanziellen Anreize so gesetzt werden, 
dass Flächenverbrauch in jedem Einzelfall dorthin 
gelenkt wird, wo er aus Sicht der Nachhaltigkeit am 
sinnvollsten ist.

Was ist Ihre ganz persönliche Motivation beim Thema 
Flächensparen?

Ich habe oft erlebt, wie sich der Stadtrand immer 
weiter nach außen, in die Landschaft, gefressen hat, 
wie oft durch flächenextensive Industrie- und Ge-
werbegebiete schöne Naturräume verschwunden 
sind. Das ist in aller Regel irreversibel. Industrie- und 
Gewerbegebiete sind eine wichtige Triebfeder der 
Gemeindeentwicklung, aber wir stehen noch heute 
vor der Herausforderung, sie so zu entwickeln, dass 
sie möglichst wenig Fläche in Anspruch nehmen. Das 
ist nur ein Beispiel. 

Interview: Susanne Dohrn

Maria Krautzberger

	 Die Präsidentin des Umweltbundes-
amtes, sieht die Vorzüge, aber auch 
mögliche Nachteile des Flächenhandels.

	I nterview: Mehr Klarheit schaffen
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	 Flächenzertifikate – eine innovative Idee

Der Flächenhandel stützt sich 
auf drei Prämissen:

1 	 Reine Gemeinwohlappelle bleiben erfolglos, solange 
sie legitimen kommunalen Eigeninteressen wider-
sprechen, zu deren Verfolgung die Kommunalpolitik 
gewählt ist.

 2	 Eine stärkere, individuell adressierte Top-down-Re-
gulierung ist mit der kommunalen Planungshoheit 
schwer vereinbar und auch nicht gewollt.

 3	 Die raumordnerische und regionalplanerische Steue-
rung hat zwar sehr gute qualitative Wirkungen, bringt 
aber nur begrenzte quantitative Effekte, solange die 
im Standortwettbewerb stehenden Kommunen für 
ein nachhaltiges Flächenmanagement nicht finan-
ziell belohnt werden. Es fehlt ein durchgreifender 
ökonomischer Anreiz für eine flächensparende kom-
munale Baulandpolitik und für eine stärkere Ausrich-
tung auf die Innenentwicklung.

Das Instrument Flächenhandel nimmt diese drei Prämis-
sen auf. Es verzichtet auf individuelle Regulierung, ap-
pelliert an die kommunalen Eigeninteressen und arbei-
tet mit ökonomischen Anreizen.

Konkret: Beim Flächenhandel wird die jährlich 
bundesweit zur baulichen Nutzung verfügbare Neu-
flächenmenge, z. B. das 30-Hektar-Ziel der Nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie, in Form von Zertifikaten ver-
brieft. Die Kommunen, die Träger der Bauleitplanung 
sind, erhalten über einen festen auf die Einwohnerzahl 
bezogenen Schlüssel kostenlos Zertifikate zugeteilt. Die 
Kommune, die im Rahmen der bestehenden Raumpla-
nung Neuflächen im Außenbereich ausweisen will, muss 
die entsprechende Zahl an Zertifikaten bereitstellen. 
Hat sie zu wenige, muss sie zusätzliche kaufen. Hat sie 
zu viele, kann sie Zertifikate verkaufen oder für spätere 
Bauvorhaben ansparen. So löst ein fairer Handel gleich-
berechtigter Wettbewerber den vielfach ruinösen Aus-
weisungswettbewerb der Kommunen ab. 

Es wird erwartet, dass Kommunen bei diesem Han-
delsgeschehen sehr viel genauer die Kosten-Nutzen-Re-
lation ihrer Planungen überprüfen. Jede Gemeinde kann 
dieses Kalkül im Rahmen der Bauleitplanung aufstellen 
und dann selbst entscheiden, ob sie eher dazukauft oder 

verkauft. Unabhängig davon, wie sie entscheidet, bleibt 
das Flächensparziel gewahrt, weil nur eine bestimmte 
feste Menge an Zertifikaten bundesweit zur Verfügung 
steht. Flächen werden folglich überwiegend dort im 
Außenbereich ausgewiesen, wo sie auch tatsächlichen 
Nutzen stiften. 

Zugleich verändert der Marktpreis das Kostenver-
hältnis zugunsten der Innenentwicklung, für die keine Zer-

Wie der Flächenhandel 
funktioniert

  	 Die bei Einhaltung eines politisch akzeptierten Flächenspar-
zieles – z. B. dem 30-Hektar-Ziel der Nationalen Nachhaltig-
keitsstrategie – jährlich bundesweit zur baulichen Nutzung 
verfügbare Neuflächenmenge wird in Form von Zertifikaten 
verbrieft.

 	  Alle Kommunen erhalten jedes Jahr über einen festen Schlüs-
sel Zertifikate zugeteilt. Der Schlüssel orientiert sich an den 
Einwohnerzahlen der Kommunen. Jedes Zertifikat berechtigt 
jeweils zur Ausweisung von 1.000 m² (= 0,1 ha) Bauland. 

 	  Wenn eine Kommune Freiflächen im Außenbereich zu Bau-
land machen will, muss sie dafür die entsprechende Menge 
an Zertifikaten aufbringen. Für die bauliche Entwicklung im 
Innenentwicklungsbereich sind dagegen keine Zertifikate 
erforderlich. 

 	  Die Zertifikate sind zwischen den Kommunen (bundesweit) 
frei handelbar. Kommunen entscheiden selbstständig, 
ob sie Zertifikate für die Ausweisung neuer Bauflächen 
einsetzen, ob sie an andere Kommunen verkaufen oder für 
kommende Jahre und Entwicklungen sparen.

 	  Der Preis für die Zertifikate wird nicht festgesetzt, sondern 
richtet sich nach Angebot und Nachfrage (Marktpreis). Die 
Einnahmen aus Zertifikatverkäufen können von den Kom-
munen frei und ohne Zweckbindung verwendet werden. 

 	  Durch Rücknahme bestehender Baurechte können zusätz-
liche Zertifikate - sogenannte Weiße Zertifikate - generiert 
und die Standortplanung an neue Gegebenheiten angepasst 
werden.

 	  Die Regelungen des Raumordnungs- und Naturschutzrechts 
bleiben unverändert.



Funktionsweise des Handels:

nach: Projekt FORUM - Handel mit Flächenzertifikaten. 

Funktionsweise des Handels

Gemeinde A Gemeinde B Gemeinde C
reine Innen-
entwicklung

großes Projekt (4 ha) 
im Außenbereich

kleines Projekt (2 ha) 
im Außenbereich

Planung

Bedarf +3 Zertifikate gedeckt-3 Zertifikate

Flächensparziel

Aktivität Verkauf Kauf

Zuteilung 2 ha3 ha 1 ha

Planspiel Flächenhandel - Realitätsnahes Planspiel zur Erprobung eines überregionalen Handelssystems 
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Einige Fragen, die das Planspiel vordringlich beantworten musste 

tifikate notwendig sind. Innenentwicklung wird so nicht 
nur ökologisch und sozial, sondern auch ökonomisch zur 
besseren Alternative. Städtische Zentren, die nur noch 
über begrenzte Flächenreserven verfügen, können ihre 
zugeteilten Zertifikate an Land- und Umlandgemeinden 

verkaufen und damit ihre Innenentwicklung besser finan-
zieren. Durch diese Einnahmen werden die Städte an den 
Wachstumsgewinnen der Umlandgemeinden beteiligt. 
Es findet also ein Lastenausgleich statt zwischen auswei-
senden und nicht ausweisenden Kommunen.

	 Welcher Verteilungsschlüssel entspricht der Zielsetzung und 
wird auch als gerecht empfunden?

	 Ist ein bundesweiter Handel sachgerecht und praktikabel 
oder ist ein regionales Splitting angezeigt?

	 Wie ist eine einheitliche, sachgerechte und praktikable 
Abgrenzung des zertifikatpflichtigen Bereichs, also zwischen 
Innen- und Außenentwicklung, zu gewährleisten?

	 Ist die einheitliche Berücksichtigung von Bauflächen sachge-
recht und praktikabel oder sollte zwischen Wohnungsbau- 
und Gewerbeflächen unterschieden werden?

	 Welche Unterstützungsangebote müssen den Kommunen 
– zumindest in einer Anlaufphase – zur Verfügung gestellt 
werden?

	 Welche flankierenden Maßnahmen sind erforderlich, um 
die stärkere Innenentwicklung abzusichern?

Zunächst geht es natürlich um die Frage, ob der Flächenhandel 
zu einer vertieften Auseinandersetzung mit den (Kosten-)Folgen 
von Flächenausweisungen führen wird und im Ergebnis zu einer 
sparsameren Flächenpolitik und Stärkung der Innenentwicklung 
beiträgt. Hiermit direkt verbunden ist die Frage, ob und wie das 
Instrument zugleich rechtssicher und alltagstauglich gestaltet 
werden kann. Denn klar ist: Flächensparziele sind nur erreich-

bar, wenn die Kommunen mit dem Instrument im Tagesgeschäft 
umgehen können und dies auch für sinnvoll erachten. Dieser 
Praxischeck war die große Herausforderung für das Projekt 
Planspiel Flächenhandel. Dabei wurde eine Vielzahl von Fragen 
geprüft – sowohl technischer Art als auch solche, die aus den 
sehr unterschiedlichen Ausgangsbedingungen und Interessenla-
gen der Kommunen resultieren:
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Was sind für den Deutschen Städtetag die wichtigsten 
Gründe für sein Engagement für eine sparsame Flächen-
politik?

Grund und Boden ist eine begrenzte und nicht vermehr-
bare Ressource. Deshalb ist der Deutsche Städtetag wie 
alle kommunalen Spitzenverbände dem Ziel eines spar-
samen und schonenden Umgangs mit Grund und Boden 
verpflichtet. Der Weg dahin führt über integrierte Stadt-
entwicklungskonzepte und ein aktives, nachhaltiges Flä-
chenmanagement. Das gilt sowohl für wachsende als 
auch schrumpfende Städte in unserer Mitgliedschaft.

Welche Bedeutung messen Sie einer Priorisierung der In-
nenentwicklung für die Zukunftsfähigkeit der Zentren bei?

Boden ist die Grundlage der Stadtentwicklung. Ein spar-
samer Umgang damit gehört seit Langem zu den we-
sentlichen Zielsetzungen der Stadtentwicklungspolitik. 
Die verstärkte Entwicklung innerstädtischer Flächen, 
zum Beispiel durch bislang ungenutzte Nachverdich-
tungsflächen, Reserveflächen, suboptimal genutzte Flä-
chen, Blockinnenbereichsflächen oder Brachflächen, ist 
ein wichtiges Instrument zum schonenden Umgang mit 
der Ressource Boden.

Reicht dafür das vorhandene Instrumentarium aus oder 
bedarf es neuer Impulse?

Trotz vieler positiver Beispiele für eine integrierte Stadt-
entwicklung mit einem nachhaltigen Flächenmanage-
ment gibt es noch eine Reihe von Erschwernissen und 
Hemmnissen, die nur beseitigt werden können, wenn 
Bund und Länder die Städte dabei unterstützen. Innen-
entwicklung ist aus verschiedenen Gründen aufwändig. 
So lassen sich zum Beispiel viele der in Innenlagen zur 
Verfügung stehenden Flächen nur selten ohne Weite-
res mobilisieren. In Städten und Gemeinden mit einem 
begrenzten Flächenpotenzial und hoher Nachfrage auf 
dem Wohnungsmarkt wird das Ziel der Innenentwick-
lung insbesondere wegen der immissionsschutzrecht-
lichen Vorgaben in Gemengelagen immer schwieriger 
erreichbar. Hier sind neue Mobilisierungsinstrumente 
erforderlich.

Interview: Dr. Michael Melzer

	I nterview: Neue Mobilisierungsinstrumente

Hilmar von Lojewski

	 Beigeordneter des Deutschen Städte-
tages und des Städtetages Nordrhein-
Westfalen für Stadtentwicklung, Bauen, 
Wohnen und Verkehr
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Der Ablauf des Projektes Planspiel Flächenhandel gliederte sich in folgende vier Arbeitsschritte:

	 Der Ablauf des Planspiels

Modellkommunen  
des Planspiels –  
Wer macht mit?

87 Kommunen aus 12 Bundesländern:

	 3 Kernstädte 
Karlsruhe, Kassel, Reutlingen

	 12 Zentren in Ballungsgebieten 
z. B. Deggendorf, Dessau-Roßlau

	 9 Zentren in ländlichen Gebieten 
z. B. Bad Säckingen, Schkeuditz

	 63 kleine Gemeinden 
z. B. Duchroth, Euerbach, Meerane

Bad Säckingen

Spremberg

Dessau-
Roßlau

Meerane
Kassel

Esslingen

Ludwigsburg

Ost�ldern

Samtgemeinde 
Grafschaft Hoya

Samtgemeinde 
Heemsen

Neustrelitz

Lucken-
walde

Ebers-
walde

Lutherstadt 
Wittenberg

Heilbad 
Heiligenstadt

Hörselberg-
Hainich

Porta Westfalica

Al�en

Deggendorf

Lebens- und 
Wirtschaftsraum 
Rendsburg 

Oer-Erkenschwick

Rehburg-
Loccum

Schkeuditz

Euerbach
Usingen

Samtgemeinde 
Barnstorf

Erkerode

Ennepetal

Duchroth
Göllheim

Albisheim

Verbandsgemeinde 
Wallmerod

Ascha�enburg

Reutlingen

Karlsruhe

Stein

Hattersheim 
am Main

Nordhastedt

Wesseln

Panketal

1 	 Akquisition geeigneter und engagierter Kommu-
nen. Es galt nicht nur, Kommunen auszuwählen, die 
einen möglichst repräsentativen Querschnitt der 
kommunalen Landschaft bildeten, sondern dabei 
auch solche, die bereit waren, sich intensiv und mit 
nicht unerheblichem Arbeitsaufwand mit dem The-
ma Flächensparen und einem neuen Instrument zu 
befassen. 

2	 Intensivdiskussionen mit 15 Fallstudienkommunen. 
In dieser Phase wurden mit ihnen Zielsetzungen, 
Konzept, Methodik und einzelne Arbeitsschritte 
des Flächenhandels exemplarisch dialogorientiert 
diskutiert und auf den Prüfstand gestellt. Ohne das 
umfangreiche Feedback aus den Kommunen hätte 
das Projekt nicht erfolgreich durchgeführt werden 
können.

3	 Kontrolliertes Feldexperiment mit 87 Modellkommu-
nen. In dieser Phase wurde der Flächenhandel über 
15 Jahre im Zeitraffer mit den teilnehmenden Kom-
munen simuliert. Dazu mussten alle teilnehmenden 
Kommunen die zuvor mit den Fallstudienkommunen 
geprüften Arbeitsschritte in enger Zusammenarbeit 

mit dem Gutachterteam durchlaufen. Hierzu zählten 
insbesondere die Bestandsaufnahme der Innenent-
wicklungspotenziale und die Erfassung und fiskali-
sche Bewertung der städtebaulichen Entwicklungs-
maßnahmen für den Zeitraum 2014 bis 2018.

4	 Reflexion und Diskussion der Ergebnisse in Regional-
konferenzen im Dialog zwischen Projektteam und 
teilnehmenden Kommunen.

Parallel zu den einzelnen Arbeitsschritten wurden Ziel-
setzung, Konzept und Methodik laufend vom Projekt-
team fortgeschrieben und mit einem Expertenbeirat 
rückgekoppelt. Diesem gehörten außer Vertretern aus 
der Wissenschaft und der kommunalen Spitzenverbän-
de auch fachlich zuständige Landesministerien und Re-
gionalplanungsbehörden an.



Daten: Statistisches Bundesamt
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	 Die Zuteilung der Zertifikate

Die ersten Fragen von Seiten der Kommunen lauten 
stets: Wie viel Bauland dürfen wir denn dann noch aus-
weisen? Und: Wie viele Zertifikate bekommt unsere 
Gemeinde?

Die Antwort auf die erste Frage lautet: Jede Kom-
mune kann zunächst einmal ihre Innenentwicklungs-
potenziale nutzen, ohne auf Flächensparziele schauen 
zu müssen! Im Planspiel ergaben sich dazu zahlreiche 
Erkenntnisse, die im folgenden Abschnitt Stärkung der 
Innenentwicklung erläutert werden.

Die Antwort auf die zweite Frage hängt von den 
Einsparzielen ab. Im Planspiel wurde dafür eine kontinu-
ierliche Annäherung vom heutigen Stand bis zur Errei-
chung des 30-Hektar-Zieles im Jahr 2020 angenommen 
und dann weiter auf 20 Hektar pro Tag bis zum Jahre 
2028 reduziert. Die Verknappung auf 20 Hektar bis 2028 
nahm bereits die aktuelle Diskussion zur Fortschreibung 
der Nachhaltigkeitsstrategie auf.   

Diese Einsparziele bilden einen bundesweit für 
alle Kommunen geltenden Rahmen. Die sich daraus er-
gebende, in Deutschland insgesamt zur Verfügung ste-

hende Menge von Flächen im Außenbereich wird über 
kostenlos zugeteilte Zertifikate auf die Kommunen ver-
teilt. Dies gewährleistet die notwendige Eigenentwick-
lung aller Kommunen. Darüber hinaus haben die Städte 
und Gemeinden die Möglichkeit, durch den Kauf und 
Verkauf von Zertifikaten ihre individuellen Spielräume 
anzupassen.

Im Planspiel wurde ein an der Einwohnerzahl 
orientierter Zuteilungsschlüssel erarbeitet, der eine 
gerechte Verteilung der Zertifikate ermöglicht. Jede 
Kommune kann mit einem Zertifikaterechner auf der 
Website www.flaechenhandel.de per Mausklick abfra-
gen, wie viele Zertifikate sie bekommt. 

Im Planspiel wurde bei Zuteilung und Einsatzmög-
lichkeiten der Zertifikate bewusst nicht zwischen Wohn-
bau- und Gewerbeflächen unterschieden. Dies würde 
die Handhabbarkeit erheblich verkomplizieren und 
damit die Leistungsfähigkeit des Handelssystems ein-
schränken. Im Hinblick auf die übergeordnete Zielset-
zung, die Neuflächeninanspruchnahme zu begrenzen, 
ist eine solche Unterscheidung auch nicht erforderlich.

Welche Flächensparziele sollen erreicht werden? 
Schrittweiser Rückgang auf bundesweit 30 Hektar pro Tag bis 2020 

Planspiel Flächenhandel 

Quelle: IW Köln, Statistisches Bundesamt 

2014-2016 
55 ha/d 

2017-2019 
42,5 ha/d 

2020-2022 
30 ha/d 2023-2025 

25 ha/d 2026-2028 
20 ha/d 

Schrittweiser Rückgang des Flächensparziels im Planspiel
Jährliche Siedlungsentwicklung in ha/Tag
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Im Zentrum entsteht 
Lebensqualität für Alt  
und Jung.
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	 Innenentwicklung fördern und stärken

Innenentwicklung führt für viele, die in der Innenstadt 
leben, zu einem Zuwachs an Lebensqualität. Die Ortsmit-
te wird wieder attraktiver und lebendiger, weil die Wege 
kürzer werden. Das bringt ein Mehr an Lebensqualität für 
alle – von den Jugendlichen über Familien bis zu älteren 
Menschen. Die gewachsenen - oft historischen - Quartie-
re, werden aufgewertet. Zudem trägt Innenentwicklung 
zum Werterhalt der Bestandsimmobilien und zur Ver-
meidung zusätzlicher Infrastruktur- und Mobilitätskosten 
bei. Die grüne Umgebung, wegen der viele Menschen ins 
Umland ziehen, wird nicht verbaut, sondern geschützt. 
Sie bleibt somit für alle Einwohner nah, anstatt sich im-
mer weiter vom Zentrum zu entfernen und für viele Men-
schen schwerer erreichbar zu werden. 

Flächen im Innenentwicklungsbereich sind viel-
fältig. Es gibt Brachen, Baulücken und Nachverdich-
tungspotenziale. Die Erhebungen im Planspiel belegen, 
dass eigentlich alle Kommunen über ein bedeutendes 
schlummerndes Potenzial der Innenentwicklung ver-
fügen. Mit der Einführung des Flächenhandels soll die 
Mobilisierung dieses Potenzials besonders unterstützt 
werden. Weil Flächen im Innenbereich von der Zertifi-
katpflicht ausgenommen sind, bleiben Entwicklungen 
hier kostenlos. Eine dadurch gestärkte Mobilisierung der 
Flächen im Innenbereich kann helfen, die Inanspruch-
nahme von Flächen im Außenbereich zu reduzieren 
oder sogar zu vermeiden.

Allerdings stellt sich die Situation in den einzelnen Kom-
munen sehr unterschiedlich dar. Während sich viele 
Zentren, vor allem in Wachstumsregionen, intensiv um 
ihre Innenentwicklung bemühen, tendieren ländliche 
Kommunen, auch in Schrumpfungsregionen, immer 
noch verstärkt dazu, Neuflächen in Anspruch zu neh-
men. Dies hat viel damit zu tun, dass Planung und Flä-
chenaktivierung bei der Innenentwicklung aufwändiger 
sind. Zudem werden die Innenentwicklungspotenziale 
in vielen Gemeinden immer noch nicht systematisch 
erfasst, obwohl mehrere Bundesländer dafür eigene 
Erhebungsplattformen kostenlos anbieten. So verfügt 
nur rund die Hälfte der 87 Teilnehmerkommunen über 
eigene Erhebungen zu ihren jeweiligen Innenentwick-
lungspotenzialen. 

Die Erfahrungen im Planspiel Flächenhandel be-
legen zudem, dass flankierende Instrumente (z. B. eine 
vereinfachte Anwendung von Baugeboten nach § 176 
BauGB, eine Reform der Grundsteuer und eine stärkere 
finanzielle Unterstützung von Innenentwicklungsmaß-
nahmen durch Bund und Länder etc.) helfen können, 
den Kommunen die Aktivierung der Flächen im Innen-
bereich zu erleichtern

	 Zu weiteren Informationen siehe auch Infopapier  
Nr. 3 unter www.flaechenhandel.de > downloads.

Innenentwicklungspotenziale in den Modellkommunen

Kleinteilige Innenentwicklungspotenziale – Baulücken dominieren 

77%

8% 15%

Kernstädte

85%

7% 8%

Zentren in Ballungsgebieten

89%

5% 6%

Zentren in ländlichen Gebieten

80%

12% 8%

Kleine Gemeinden

Planspiel Flächenhandel

Kleinteilige Innenentwicklungspotenziale – Baulücken dominieren 

77%

8% 15%

Kernstädte

85%

7% 8%

Zentren in Ballungsgebieten

Baulücken Brachflächen (<0,2 ha) Nachverdichtung

89%

5% 6%
Zentren in ländlichen Gebieten

80%

12%
8%

Kleine Gemeinden

Baulücken

Brachflächen (<0,2 ha)

Nachverdichtung

Planspiel Flächenhandel
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Welche planerischen Hindernisse stehen einer Inten-
sivierung der Innenentwicklung in der Samtgemeinde 
Grafschaft Hoya derzeit entgegen?

Die Samtgemeinde Grafschaft Hoya betreibt bereits 
eine intensive Innenentwicklung. Ziel ist es, insbeson-
dere minder- oder fehlgenutzte Flächen einer neuen 
Nutzung zuzuführen. Hier greift die Gemeinde auch 
durch Grunderwerb und Abriss ein. Planerisch fehlt 
hier die Möglichkeit, kurzfristige Planungen umzuset-
zen, wenn Teilflächen im Außenbereich oder im so-
genannten Außenbereich im Innenbereich liegen. In 
solchen Fällen ist dann kein B-Plan nach § 13a BauGB 
möglich und eine Änderung des Flächennutzungspla-
nes in der Regel erforderlich. Zielführend wäre eine 
gesetzliche Änderung dahingehend, dass eine Bau-

leitplanung nach § 13a BauGB ohne Änderung des 
Flächennutzungsplanes möglich wäre, wenn zum 
Beispiel mindestens 60 % des Plangebietes im Innen-
bereich oder im Plangebiet nach § 30 BauGB liegen.

Durch welche weiteren Instrumente müsste ein Zer-
tifikatehandel ergänzt werden, um die Innenentwick-
lung in Städten und Gemeinden zu unterstützen?

Die Rücknahme von rechtsverbindlichen Bauleitpla-
nungen und damit die Generierung von Weißen Zer-
tifikaten müssen attraktiver werden. Dadurch wird 
die Entwicklung auf den Innenbereich gelenkt. An-
sonsten werden die Plangebiete unter Umständen 
brach liegen gelassen, bis man diese Fläche irgend-
wann doch entwickelt.

Im Forschungsprojekt wurde für jede Kommune der 
zertifikatfreie Innenentwicklungsbereich definiert. 
Konnten Sie diese Abgrenzung auch für die kommuna-
le Planung nutzen?

Für eine unserer Mitgliedsgemeinden gibt es keine 
Innenbereichssatzung. Hier hilft die Abgrenzung des 
Innenentwicklungsbereiches ergänzend bei der Be-
urteilung, ob sich ein Bauvorhaben im Innen- oder 
Außenbereich befindet. 

Welche Anregungen haben Sie für den Flächenhandel?

Die Samtgemeinde Grafschaft Hoya ist der stärkste 
Wirtschaftsstandort zwischen den Kreisstädten Nien-
burg und Verden mit einem Einpendlerüberschuss. 
Wir haben flächenintensive Gewerbe- und Indust-
riebetriebe. Um eine Eigenentwicklung der Betriebe 
nicht zu behindern, muss der Zertifikatehandel op-
timiert werden. Die für die Entwicklung von Gewer-
beflächen beim Planspiel notwendigen Zertifikate 
waren entweder gar nicht auf dem Markt oder für 
den ländlichen Raum nicht bezahlbar. Um die Ge-
werbeentwicklung und die damit einhergehende Ar-
beitsplatzsicherung nicht zu behindern, muss es für 
Gewerbeflächen Sonderregelungen geben.

Interview: Lutke Blecken

Detlef Meyer

	 Samtgemeindebürgermeister Graftschaft Hoya

Peter Bruns

	 Bauamt der Samtgemeinde Grafschaft Hoya

Foto: Peter Fritsch (Bundesministerium für Umwelt, Na-
turschutz, Bau und Reaktorsicherheit), Peter Bruns, Antje 
Grünhagen (Bauamt Grafschaft Hoya) und Detlef Meyer 
beim ersten Handelstag in Hoya, von links nach rechts.

	I nterview: Innenentwicklung intensivieren
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	N eue Impulse für überholte Planungen

In vielen Kommunen gibt es Brachflächen oder Baugebie-
te, deren Nutzung oder Bebauung langfristig nicht mehr 
realistisch ist. Zum einen haben einige Kommunen – vor  
allem in den neuen Bundesländern in den 1990er Jah-
ren – großzügig preiswertes Bauland auf der grünen 
Wiese ausgewiesen, für das sich aufgrund mangelnder 
Nachfrage keine Abnehmer fanden, während gleich-
zeitig in den Ortskernen Gebäude und Grundstücke 
brachliegen. Zum anderen gibt es in vielen Kommunen 
aufgrund sinkender Bevölkerungszahlen oder regiona-
lem Strukturwandel dauerhafte Brachflächen. Hierbei 
handelt es sich z. B. um Wohnbauflächen, die im Rah-
men des Stadtumbaus nicht mehr benötigt werden, um 
Industrie-, Gewerbe- und Verkehrsbrachen oder militä-
rische Konversionsflächen. Notwendig sind hier häufig 
ein Rückbau und eine Revitalisierung.

Im Planspiel gab es solche Rückbauflächen immer-
hin in 15 der 87 Kommunen. Ein Beispiel hierfür ist die 
Stadt Meerane in Sachsen, die sich am Planspiel Flä-
chenhandel beteiligte (siehe auch Interview). Infolge 
wirtschaftlicher Strukturbrüche nach der Wende gibt 
es in Meerane viele industrielle Brachflächen. Zugleich 
verlief die gewerbliche Entwicklung auf neu ausgewie-
senen Flächen entlang der Autobahn A4 durchaus posi-
tiv. Somit steht die Stadt vor der Aufgabe, ihre gesamte 
Siedlungsstruktur zu reorganisieren. Vormals industriell 
genutzte Flächen sollen zurückgebaut werden, wobei 
ein sogenannter Grüner Ring geschaffen werden soll.

Sind entsprechende Flächen noch nicht erschlossen, fal-
len bei einer einfachen Rückplanung keine weiteren Kos-
ten oder nennenswerte Kompensationszahlungen an. 
Anders sieht es aus, wenn die Fläche bereits erschlossen 
ist, Gebäude oder andere Infrastrukturen vorhanden 
sind. Dann sind Rückbau- und Renaturierungsmaßnah-
men erforderlich, die hohe Kosten für die Kommunen 
bedeuten können. Das wiegt umso schwerer, da solche 
Fälle vor allem in strukturschwachen Regionen vorkom-
men (70 % der Fälle lagen in Ostdeutschland). Bei einem 
Handelssystem mit Zertifikaten gibt es die Möglichkeit, 
bestehende Baurechte zurückzunehmen und dafür im 
Gegenzug zusätzliche Zertifikate, sogenannte Weiße 
Zertifikate, zu erhalten. Diese Zertifikate können an-
schließend für andere Entwicklungen im Außenbereich 
genutzt oder auf dem Zertifikatemarkt verkauft werden. 
Dadurch erzielen die Kommunen Einnahmen, die sie für 
notwendige Rückbau- und Revitalisierungsmaßnahmen, 
aber auch für eine Intensivierung der Innenentwicklung 
nutzen können.

Das Handelssystem kann also einen Impuls für ein 
Flächenrecycling schaffen: Beleuchtete Schafweiden 
werden beseitigt, im Gegenzug werden Einnahmen er-
zielt und der Innenbereich zum Nutzen der Bürgerinnen 
und Bürger attraktiver gemacht und gestärkt. Das Plan-
spiel hat  belegt, dass für betroffene Kommunen ein gro-
ßer Anreiz besteht, von diesem Instrument Gebrauch zu 
machen.

	 Zu weiteren Informationen siehe auch Infopapier  
Nr. 5 unter www. flaechenhandel.de > downloads. 
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Welche Punkte sind bei einer Einführung des Flächen-
handels besonders wichtig? An welchen Stellen sehen 
Sie gegenüber dem Planspiel noch Verbesserungsbe-
darf?

Für die Stadt Meerane war das Planspiel der Anlass, 
die mittel- und langfristigen Strategien der Innen- 
und Außenentwicklung auf den Prüfstand zu stellen 
und notwendige Prioritäten zu verändern. Die entwi-
ckelte Handelsplattform war durchaus praxistauglich.

Würde der Flächenhandel für Ihre Kommune einen 
erhöhten Verwaltungsaufwand bedeuten?

Nicht unbedingt, jedoch werden die Planungsver-
waltung und Kommunalpolitik durch die fiskalische 
Wirkungsanalyse und die stärkere Einbeziehung von 
Innenentwicklungspotenzialen mit einem komple-
mentären ökonomischen Ansatz konfrontiert. 

Wäre mit dem Zertifikatesystem eine zusätzliche 
Erschwernis für das normale Bauleitplanverfahren 
verbunden?

Im Kontext des Bauleitplanverfahrens würde der Zer-
tifikatehandel kaum ins Gewicht fallen und ggf. sogar 
manche planerischen Schritte nicht mehr notwendig 
machen.  

Wie schätzen Sie die Vermittelbarkeit der Inhalte des 
Flächenhandels im kommunalen Raum gegenüber der 
Politik und gegenüber den Bürgern ein?

Vorbehalte gegenüber der befürchteten Einschrän-
kung der kommunalen Selbstverwaltung sind natür-
lich vorhanden. Das getestete System des Flächen-
handels lässt jedoch genug Spielräume offen und hat 
in Meerane durchaus Akzeptanz gefunden.

Gehen vom Zertifikatehandel Impulse für die Innen-
entwicklung und Brachflächenrevitalisierung aus?

Meerane konnte die Möglichkeit, Weiße Zertifikate 
zu generieren, auf mehreren brachgefallenen Stand-
orten nutzen. Mit den so erzielten fiktiven Einnah-
men könnten die immer knappen Eigenanteile der 
Kommune gestärkt und Brachflächen renaturiert 
werden. 

Interview: Dr. Uwe Ferber

	I nterview: Planungen auf dem Prüfstand

Prof. Dr. Lothar 
Ungerer

	 Bürgermeister Stadt Meerane
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Eine gute Planung 
schafft eine 
attraktive Stadt.
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	 Die kommunale Entwicklungsplanung

Ohne belastbare Datengrundlage ist keine fundier-
te Planung möglich. Dieser Grundsatz gilt in besonde-
rem Maße beim Flächenhandel, bei dem Planungen im 
Außenbereich immer auch in die Frage »Zertifikate kau-
fen oder verkaufen« münden können. 

Um die jeweiligen Auswirkungen auf die kommu-
nalen Haushalte abzuschätzen, muss eine fiskalische 
Wirkungsanalyse erstellt werden. Dafür wiederum muss 
die beabsichtigte Planung mit konkreten Daten unter-
legt sein. Dies betrifft u. a. Flächen, Nutzungsform und 
Nutzungsintensität, Eckwerte der Erschließungskosten 
und den erwarteten Zeitraum für die Realisierung der 
Entwicklung.

Zusätzlich sind für eine Bewertung der Kosten-
Nutzen-Relation einer Planung auch Daten zur allgemei-
nen kommunalen Entwicklung und Planungssituation 
unverzichtbar. Hier geht es vor allem um eine plausible 
Relation zwischen kommunalen Entwicklungszielen und 
den zu ihrer Erreichung vorgesehenen Flächenauswei-
sungen. Dazu bedarf es u. a. einer Erhebung der Innen-
entwicklungspotenziale sowie alternativer oder konkur-
rierender Planungen im Außenbereich. 
Eine solche Bestandsaufnahme muss sich mit vergleichs-
weise groben Abschätzungen begnügen. Es ist jedoch 
für eine zukunftsfähige Planung wichtig, zu einem frü-
hen Zeitpunkt, bei dem noch Nachjustierungen möglich 
sind, einen möglichst breiten Überblick über die gegebe-
nen Handlungsoptionen und deren Folgen zu erlangen. 
Unbestreitbar erfordert eine solche Erhebung einen ge-
wissen Aufwand. Allerdings sollte dies nicht als Problem 
des Flächenhandels missverstanden werden. Vielmehr 
ist eine solche Bestandsaufnahme ohnehin Grundbe-
dingung jeder wirklich zukunftsfähigen kommunalen 
Entwicklungsplanung – auch ohne Flächenhandel.

Im Planspiel wurde den Modellkommunen eine ei-
gene Online-Erhebungsplattform zur Verfügung gestellt, 
in der alle benötigten Daten gelistet und – soweit mög-
lich – bereits zur Orientierung mit plausiblen Kennzah-
len unterlegt waren.

	 Siehe auch Infopapier Nr. 4 unter www.flaechenhan-
del.de > downloads.

Standardtypischer Ablauf der  
Bestandsaufnahmen

Im Projekt erfasste städtebau- 
liche Entwicklungsprojekte
Bruttobaufläche insgesamt: 2.175 Hektar

Informationsaustausch zwischen Kommunen & Team 
Standardtypischer Ablauf 

1. Schritt 

• Analyse der Brachflächen- und 
Baulückenbestände 

2. Schritt 

• Abgrenzung des Innenentwicklungs-
bereichs 

3. Schritt 

• Erhebung der geplanten städtebaulichen 
Projekte und Maßnahmen 

4. Schritt 

• Fiskalische Wirkungsanalyse der geplanten 
städtebaulichen Entwicklungsmaßnahmen 

Kommune: 
Bereitstellung der 
Datengrundlagen 

Team: Sichtung, 
Aufbereitung, 
Präsentation  

Kommune: 
Plausibilisierung, 

Anregung, Ergänzung 

Team: Anpassung, 
Präsentation, 

Bereitstellung für 
Handelssimulation 

Planspiel Flächenhandel 

BESTANDSAUFNAHME 

Gewerbeflächen Wohnungsbau Mischgebiete 

Im Projekt erfasste orts- und städtebauliche Entwicklungsprojekte 
Zusammensetzung nach Nutzungstyp 

Planspiel Flächenhandel 

Anzahl der Flächen: 532 Bruttobaufläche: 2.337 Hektar 

Wohnungsbau 
800 ha 

Gewerbeflächen 
1.186 ha 

Mischgebiete  
189 ha 
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	 Die Berechnung der Zertifikatpflicht

Die Kurzformel im Planspiel lautet: Die Zertifikatpflicht 
gilt für alle Siedlungs- und Verkehrsflächen (SuV) im Au-
ßenbereich. Für Entwicklungen im Innenbereich werden 
keine Zertifikate benötigt.

Nicht der physische Akt der Umgestaltung einer 
Fläche (Bebauung) löst die Zertifikatpflicht aus, son-
dern die verbindliche planungsrechtliche Vorbereitung. 
Die Zertifikatpflicht betrifft somit alle kommunalen Pla-
nungsverfahren, mit denen die Voraussetzungen für die 
Zulässigkeit von Siedlungs- und Verkehrsflächen im Au-
ßenbereich geschaffen werden. 

Die Ermittlung der Zertifikatpflicht könnte in der 
Praxis Bestandteil der Begründung werden, die jedem 
Planungsverfahren ohnehin beigefügt werden muss  
(§2 BauGB). Der Aufwand für die Ermittlung fällt dann 
in Anbetracht der Gesamtkosten eines Planungsverfah-
rens kaum ins Gewicht.

Im Fall einer Einführung des Flächenhandelssys-
tems ist für jedes potenziell zertifikatpflichtige Planungs-
verfahren zu prüfen, ob die Planung eine solche Pflicht 
auslöst. Für den Regelfall wäre ein zweistufiges Verfah-
ren zu prüfen, so wie es im Planspiel erprobt wurde. 

Zunächst wird geklärt, ob das Plangebiet im Innen-
entwicklungs- oder im zertifikatpflichtigen Bereich liegt. 

Liegt das Plangebiet ganz oder teilweise im letztgenann-
ten Bereich, ist in einer zweiten Stufe zu klären, ob die ge-
planten Festsetzungen zertifikatpflichtig sind oder nicht, 
also ob es sich um Siedlungs- und Verkehrsfläche handelt 
oder z. B. um Ausgleichs- oder Grünflächen. Eine Zertifi-
katpflicht entsteht nur bei Festsetzungen, die eine Nut-
zung als Siedlungs- und Verkehrsfläche nach sich ziehen. 

Das Regelverfahren zur Feststellung der Zertifikat-
pflicht geht davon aus, dass es sich bei der Vornutzung 
der überplanten Flächen nicht um Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche handelt. In diesem Fall kommt die Zertifikat-
pflicht voll zum Tragen und wird in Einheiten zu (ange-
fangenen) 0,1 ha (1.000 qm) bemessen. 

Für den Sonderfall, dass eine Fläche bereits vor Be-
ginn einer Neu- oder Umplanung als Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche genutzt wurde, wäre zu prüfen, ob die Neu-
planung den Nutzungscharakter derart verändert, dass 
dem Außenbereich ein nicht unerheblicher Zuwachs an 
städtebaulichem Gewicht gegenüber dem Innenbereich 
zukommt. In diesen Fällen käme eine auf 50 % ermäßig-
te Zertifikatpflicht zur Geltung.

	 Zu weiteren Informationen siehe auch Infopapier  
Nr. 3 unter www. flaechenhandel.de > downloads. 

Zweistufiges Verfahren zur Prüfung der Zertifikatpflicht

Neuplanung Neuer Bebauungsplan 

Wo? Innen Außen 

Was? Nicht-SuV SuV Nicht-SuV SuV 

Keine Zertifikatpflicht Zertifikatpflicht 

Planspiel Flächenhandel 

Definition Zertifikatpflicht 
Kurzformel 
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Wer frühzeitig bilanziert, 
gewinnt langfristige 
Spielräume.
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	 Die fiskalische Wirkungsanalyse

Eine fiskalische Wirkungsanalyse bilanziert die zusätzli-
chen Einnahmen und Ausgaben aus einer Flächenent-
wicklung für den kommunalen Haushalt. Sie ist damit 
weit umfassender als die bereits vielfach etablierten Fol-
gekostenrechnungen. Sie ermöglicht eine umfassende 
Kosten-Nutzen-Bilanzierung für einen an Nutzungsdauer 
und Amortisierung angelehnten Zeitraum. In diese Bilan-
zierung fließen die in der Bestandsaufnahme erhobenen 
Rahmendaten der kommunalen Entwicklung und die 
Daten der konkreten Projektplanung ebenso ein wie Er-
fahrungswerte zu Modernisierungserfordernissen oder 
die nach gültigem Recht relevanten steuerlichen Effekte.

Im Planspiel wurde dafür ein eigens entwickeltes 
Rechenprogramm eingesetzt, das u. a. folgende Kompo-
nenten für den Fiskalwert einer Planung berücksichtigt:

	 Einnahmen in Form von Grundsteuer, Einkommen-
steuer (Kommunalanteil) und Familienleistungsaus-
gleich, Gewerbesteuer, Umsatzsteuer (Kommunalan-
teil), Konzessionsabgabe, kommunale Gewinne aus 
dem An- und Verkauf von Grundstücken.

	 Zusätzliche Ausgaben für die technische Infrastruk-
tur, den laufenden Betrieb der sozialen Infrastruk-
turen, den Neu- und Ausbau der sozialen Infrastruk-
turen, weitere kommunale Leistungen, Grün- und 
Ausgleichsflächen sowie weitere projektspezifische 
Ausgaben, wie z. B. Planungskosten oder Ausgaben 
für den Lärmschutz.

	 Ebenso berücksichtigt werden Auswirkungen auf 
die Umverteilungsmechanismen des kommunalen 
Finanzsystems, also Kommunaler Finanzausgleich, 
Kreisumlage, Umlage an Gemeindeverbände sowie 
Zinseffekte.

Kommunen erhalten mit einer vergleichbaren Analyse 
die Möglichkeit, sich vor Beginn einer Planung einen 
Überblick über deren voraussichtliche Wirkungen auf 
den eigenen Haushalt zu verschaffen. Dabei ist es mög-
lich und sinnvoll, unterschiedliche Planungsvarianten in 
Form von Szenarien zu vergleichen und so ggf. Planent-
würfe und Standortüberlegungen zu optimieren. 

Wichtig ist aber: Fiskalische Analysen sind ein Be-
wertungsbaustein unter vielen, mit deren Hilfe kommu-
nale Orts- und Stadtentwicklungsplanung ihrer komple-
xen Abwägungsaufgabe ein Stück besser nachkommen 
kann. Das Ziel ist nicht eine rein fiskalisch optimierte Orts- 
oder Stadtplanung. Vielmehr soll den Planer/innen und 
Entscheidungsträger/innen möglichst frühzeitig die Mög-
lichkeit gegeben werden, Folgekostenfallen zu vermei-
den und ggf. übertriebene Erwartungen an die fiskalische 
Rentabilität von Flächenausweisungen zu korrigieren.

	 Zu weiteren Informationen siehe auch Infopapier  
Nr. 7 unter www. flaechenhandel.de > downloads. 

Bilanzierung der Einnahmen und Ausgaben einer Flächenentwicklung

Was ist eine fiskalische Wirkungsanalyse?
Bilanzierung der zusätzlichen Einnahmen und Ausgaben 
aus einer Flächenentwicklung für den kommunalen Haushalt 
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Welche ökonomischen Hindernisse stehen einer  
Intensivierung der Innenentwicklung entgegen?

Die Stadt Ludwigsburg handelt seit 2007 nach einem 
Grundsatzbeschluss, der besagt, dass eine Wohnbau-
entwicklung nur begonnen wird, wenn die Stadt im Ei-
gentum aller Flächen ist (Ausnahme unter 3.000 m²).  
Sofern die Stadt keine eigenen Flächen mehr für eine 
Entwicklung zur Verfügung hat, ist sie also auf die 
Verkaufsbereitschaft der Privateigentümer angewie-
sen. Diese haben manchmal andere Vorstellungen 
vom Verkaufspreis, sofern sie überhaupt über Ver-
kauf nachdenken. Die aktuelle Zinspolitik erschwert 
die Situation zusätzlich, da Grundstücke oft als Spe-
kulationsobjekte dienen. Somit können in Einzelfällen 
nicht alle geeigneten Flächen entwickelt werden.

Weiterhin können Kontaminationen und Altlasten 
ein Vorhaben unwirtschaftlich machen. Gleiches gilt 
durch notwendigen Immissionsschutz, z. B. bei der 
Aktivierung von Brachflächen in Wohnbauland in der 
Nachbarschaft von Gewerbe- oder Sportanlagen. 

Eine Rolle spielt auch eine geringere bauliche Aus-
nutzbarkeit von Flächen, insbesondere bei geplanten 

Wohngebieten, durch Einflussnahme der bereits in der 
Umgebung wohnenden Nachbarschaft auf die Politik. 
Anstatt einem Geschossbau mit einer höheren Anzahl 
an Wohnungen werden dann z. B. nur Reihenhäuser 
gebaut. Auf der anderen Seite legen Investoren Kon-
zepte mit massiven baulichen Verdichtungen vor mit 
der Begründung der ökonomischen Notwendigkeit 
aufgrund hoher Grunderwerbs- und Baukosten.

Inwiefern könnte ein Zertifikatehandel helfen, diese 
Hindernisse zu überwinden?

Einnahmen aus einem Zertifikatehandel könnten 
die Projektentwicklung finanzieren und bestehende 
Hemmnisse teilweise beseitigen.

Konnten Sie die Ergebnisse der fiskalischen Bewertung 
für die kommunale Planung nutzen?

Durch die fiskalische Bewertung der Baugebiete konn-
ten den Entscheidungsträgern die Kosten für eine Ent-
wicklung und die daraus resultierenden Folgekosten 
transparent gemacht werden. Diese Zahlen hatten 
entscheidenden Einfluss auf die Priorisierung und 
Rangfolge bei der Entwicklung der Wohnbaugebiete.

Hat die vertiefte Auseinandersetzung mit den Kosten 
von Flächenausweisungen zu einer bewussteren Flä-
chenpolitik geführt?

Dies kann noch nicht abschließend beurteilt werden, 
da sich die Beschlüsse zur Ausweisung von neuen 
Wohnbauflächen im Außenbereich derzeit in der in-
ternen Abstimmung befinden. Konsens besteht mit 
dem Gemeinderat, dass der Grundsatz Innen- vor 
Außenentwicklung gilt. Allerdings müssen wir uns auf-
grund des starken Drucks auf dem Wohnungsmarkt 
auch mit der Entwicklung an den Siedlungsrändern 
befassen und Flächenplanungen im Außenbereich 
vorbereiten. Hier wird uns die detaillierte fiskalische 
Wirkungsanalyse, die wir für alle Neubaugebiete 
durchrechnen, wichtiges Abwägungsmaterial liefern.

Interview: Lutke Blecken

Albrecht Burkhardt

	 Stadt Ludwigsburg, Fachbereich Stadt-
planung und Vermessung

	I nterview: Folgekosten berücksichtigen
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	 Das Planspiel und sein Ablauf

Die Erprobung des Flächenhandels mit den Kommunen erfolgte im Planspiel in zwei zentralen Bausteinen:

	 Kommunale Fallstudien
Aus dem Kreis der 87 Modellkommunen wurden 15 
Städte und Gemeinden ausgewählt. Mit ihnen wurden 
die kommunalen Planungs- und Entscheidungsprozesse, 
die zu Flächenausweisungen führen, intensiv beleuchtet 
und diskutiert. Dabei wurde ausführlich darauf einge-
gangen, an welchen Stellen ein Handel mit Flächenzerti-
fikaten in den kommunalen Prozess der Ausweisung von 
Flächen eingreift.

Hierfür wurden in diesen 15 Städten Workshops 
durchgeführt, an denen Bürgermeister, Gemeinde-
ratsmitglieder, Kämmerer und Vertreter aus den Pla-
nungs- und Umweltämtern teilnahmen. Anhand realer 
Planungen und Fallbeispiele wurde gemeinsam mit dem 
Projektteam erörtert, wie sich ein Handelssystem kon-
kret auf die Entscheidungsprozesse in einer Kommune 
auswirken würde, welche Möglichkeiten zur Aktivierung 
von Innenentwicklungspotenzialen bestehen, welche 
fiskalischen Wirkungen städtebauliche Maßnahmen 
haben und wie ein Handelssystem konkret ausgestal-
tet sein müsste. So konnten viele Rückmeldungen und 
Erkenntnisse zur praktikablen Verknüpfung des Zertifi-
katehandels mit dem kommunalen Verwaltungsablauf 
gewonnen werden.

	 Kontrolliertes Feldexperiment
Im sogenannten kontrollierten Feldexperiment simu-
lierten alle 87 Modellkommunen den Handel mit Zerti-
fikaten in einem realitätsnahen Praxistest. Hierfür wähl-
ten sich Vertreterinnen und Vertreter aller Kommunen 
gleichzeitig in eine onlinebasierte Handelsplattform ein. 
Im Zeitraffer wurden dann die Siedlungsentwicklung 
sowie der Kauf und Verkauf von Zertifikaten für einen 
Zeitraum von 15 Jahren (2014-2028) simuliert. Basis wa-
ren die vorab erhobenen Flächenplanungen der jeweili-
gen Kommunen und ihre fiskalische Bewertung, sodass 
die Teilnehmer konkrete Entscheidungen unter realisti-
schen Rahmenbedingungen treffen mussten. Für jedes 
Jahr erhielten die Kommunen in einem ersten Schritt 
die ihnen zustehenden Zertifikate zugeteilt, anschlie-
ßend konnten sie untereinander Zertifikate kaufen oder 
verkaufen und abschließend ihre Flächen entwickeln – 
sofern es gelungen war, genügend Zertifikate zu kaufen 
oder anzusparen.

In mehreren Simulationen wurden unterschiedliche 
Rahmenbedingungen für den Handel – wie z. B. ein Han-
delssystem, in dem die Zertifikate zum Teil auch verstei-
gert wurden – getestet. Die Simulationen mit den Mo-
dellkommunen wurden durch Kontrollexperimente mit 
Studenten in verschiedenen Konstellationen ergänzt. Das 
kontrollierte Feldexperiment ermöglichte es dem Pro-
jektteam, die Kauf- und Verkaufsgebote sowie die daraus 
resultierenden Zertifikatspreise und die anschließenden 
Flächenentwicklungen zu beobachten und zu bewerten.

Kontrolliertes Feldexperiment  
Planspiel zur Simulation des Handels im Zeitraffer  
(87 Kommunen) 

 Feldexperiment mit Kommunen  

  2 Handelstage 

  Ergebnisworkshops 

 Kontrollexperiment mit Studenten 

 Laborexperimente mit Studenten 

Aufbau des Modellversuchs 

Kommunale Fallstudien 
Planspiele zur Simulation des Handels in Echtzeit  
(15 Kommunen) 

 Begleitung/Analyse von kommunalen Entschei-
dungsprozessen in Bebauungsplanverfahren  

 Diskussion über 

 Innenentwicklungsbereichsabgrenzung 

 Barwert der Zertifikate 

 Flächenbilanz 

 Verfahrens-/Verwaltungsabläufe 
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Wie bewerten Sie das Planspiel?

Wir konnten zeigen, dass das Instrument sehr gut 
funktionieren kann, wenn es richtig umgesetzt wird. 
Freiflächen auf der Grünen Wiese erhalten dann ei-
nen Preis. Das ist momentan nicht der Fall, was zu 
enormen Fehlentwicklungen führt, da innerstädti-
sche Lagen zu oft ungenutzt bleiben. Ein Flächen-
handelssystem hilft speziell dort, wo Kommunen 
Baugebiete nur deshalb ausweisen, weil es die Nach-
barkommunen ebenfalls machen. Wird der Handel 
verbindlich eingeführt, wird sich jede Kommune fra-
gen, ob es sich lohnt, Neubauflächen auszuweisen. 

Würde sich der Veraltungsaufwand für die Städte und 
Gemeinden in Deutschland erhöhen?

Selbstverständlich entstehen neue Kosten, aber sie 
sind überschaubar. Außerdem sind sie immer dem 
Nutzen gegenüberzustellen, den wir mit dem Mo-
dellversuch nun gut belegen können. Der Umgang 
der Kommunen mit Zertifikaten erscheint unpro-
blematisch, da die Bauleitplanung im Rahmen der 
Regionalplanung mit dem Verhandeln und dem Aus-
tausch von Entwicklungsflächen vertraut ist. Nach 
dem im Modellversuch entwickelten Verfahren kön-
nen die Kommunen die Anzahl der nachzuweisen-
den Zertifikate selbst berechnen. Das ist im Rahmen 
der üblichen Planverfahren ohne großen Aufwand 
möglich. Die Kommunen melden die benötigten 
Zertifikate an eine zuständige Verwaltungsbehörde 
auf Regional- oder Landesebene. Die überprüft die 
Daten auf Plausibilität und leitet sie an die zuständi-
ge Stelle auf Bundesebene weiter. Hierfür sind keine 
neuen Behörden und nur wenig neues Fachpersonal 
nötig. Auch die Organisation des Handels über einen 
Börsenplatz ließe sich schnell und günstig umsetzen. 

Gerade kleinere Kommunen aus dem ländlichen Raum 
fürchten einen Ausverkauf strukturschwacher Regio-
nen. Ist das gerechtfertigt?

Nein, denn durch die kostenlose Zuteilung der Zer-
tifikate kann jede Kommune stets im Außenbereich 
neue Siedlungsflächen im ausreichenden Umfang 

Dr. Ralph Henger

	 Institut der Deutschen Wirtschaft Köln, 
Projektleiter im Planspiel Flächenhandel

	I nterview: richtige Anreize durch Flächenhandel
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überplanen. Alle Kommunen – ob arm oder reich –  
können frei entscheiden, ob sie darüber hinaus Zer-
tifikate erwerben oder verkaufen wollen. Das Plan-
spiel zeigt, dass die Kommunen dies in solider Ab-
wägung von planerischem Bedarf und fiskalischen 
Erwägungen tun werden. 

Ist eine Aufteilung in Teilmärkte sinnvoll, zum Beispiel 
für Wohnungsbau- und für Gewerbe, oder eine regio-
nale Zuteilung?

Das hat sich als nicht vorteilhaft erwiesen. Damit der 
Flächenhandel gut funktioniert braucht, es einen li-
quiden Markt mit vielen Transaktionen. Der Markt 
kann nur dann seine Vorteile entfalten, wenn eine 
Kommune jederzeit zum Marktpreis kaufen und ver-
kaufen kann. Zudem fehlt für eine Zerstückelung die 
Begründung: Das 30-Hektar-Ziel ist ein nationales 
Ziel, was sich am besten mit einem Markt erreichen 
lässt. Und auch eine Differenzierung nach Nutzungs-
art wäre ja nur dann sinnvoll, wenn die Folgen bei 
einer Neuausweisung für die Umwelt unterschied-
lich wären. Die Folgen sind jedoch fast identisch, da 
immer Freiflächen verloren gehen. 

Welche Aspekte konnten durch den Modellversuch 
noch nicht beantwortet werden?

Der Modellversuch stellt einen sehr hohen Realitäts-
bezug her, etwa indem er den gesamten langfristi-
gen Ausweisungsprozess mit seinen vielen beteilig-
ten Akteuren beleuchtet. In den Simulationen hat 
aber in der Regel nur ein Vertreter stellvertretend 
für seine Kommune Entscheidungen getroffen. Hier-
durch lässt sich zum Beispiel nur schwer beurteilen, 

wie sehr sich die Nachfrager nach neuen Siedlungs-
flächen an den Kosten für Zertifikate beteiligen wür-
den. Dennoch: Der Flächenhandel kann – wenn er so, 
wie im Modellversuch erprobt, eingeführt wird – den 
Flächenverbrauch wirksam reduzieren. Letztendlich 
müssen die Rahmenbedingungen aber von der Po-
litik festgelegt werden. Dazu gehören zum Beispiel 
Festlegungen, welches Flächensparziel über das der-
zeit gültige Zieljahr 2020 hinaus – etwa bis 2030 oder 
2050 – maßgeblich sein soll. Der Modellversuch lie-
fert Erkenntnisse und Handlungsempfehlungen, die 
politisch umgesetzt werden müssen.

Welche Empfehlungen können Sie für die Politik  
ableiten?

Das von der Bundesregierung ausgerufene Ziel von 
30 Hektar ist nur zu erreichen, wenn die planungs-
rechtlichen Rahmenbedingungen der Baulandaus-
weisung das Flächensparen mit den finanziellen 
Anreizen für die Kommunen durch einen Zertifika-
tehandel unterstützen. Ich bin überzeugt davon, dass 
wir hierfür eine übergreifende, bundeseinheitliche 
Lösung brauchen. Skeptiker argumentieren dage-
gen häufig, dass das besser die Länder regeln soll-
ten oder die Kommunen das Problem alleine lösen 
können. Das ist meines Erachtens definitiv nicht der 
Fall. Denn nur ein bundesweit einheitlicher Handel 
setzt für alle Städte und Gemeinden gemeinsam die 
richtigen Anreize zum Flächensparen. Alle föderalen 
Ebenen müssen aktiv werden, sonst produzieren wir 
in großem Ausmaß den Leerstand von morgen. 

Interview: Susanne Dohrn
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	Es  lohnt sich: Die zentralen Erkenntnisse

Das Planspiel zeigt, dass ein Flächenhandelssystem in 
der Lage ist, den Flächenverbrauch effektiv zu verrin-
gern. Die überörtlichen Mengenvorgaben konnten die 
Städte und Gemeinden durch den Kauf und Verkauf von 
Zertifikaten flexibel vor Ort umsetzen. Die wichtigsten 
Ergebnisse im Einzelnen:

	 Der Flächenhandel stärkt die Innenentwicklung 
und aktiviert die Bodenmärkte. 83 Prozent der neu 
geplanten Flächen der teilnehmenden Städte und 
Gemeinden lagen im Außenbereich und 17 Prozent 
im Innenbereich. Der Zertifikatehandel konnte die-
sen Flächenverbrauch im Außenbereich um fast die 
Hälfte reduzieren. Im Innenbereich wurden dagegen 
fast alle geplanten Projekte realisiert. Die Nutzung 
von Potenzialen der Innenentwicklung – Brachen 
und Baulücken – konnte die im Feldexperiment voll-
zogenen Einsparungen im Außenbereich vollständig 
ersetzen.

	 Aktuell stellt jedes dritte der geplanten Siedlungs-
projekte aus rein ökonomischer Sicht für die Kom-
munen ein Verlustgeschäft dar. Das heißt, mit der 
Entwicklung der Fläche würde eine Kommune mehr 
Ausgaben haben, als sie Einnahmen erzielen kann. 
Im Feldexperiment lagen 92 Prozent der fiskalisch 
unrentablen Baugebiete im Außenbereich. Im Durch-
schnitt haben die Kommunen im Feldexperiment auf 
rund zwei Drittel der ursprünglich geplanten Baupro-
jekte mit negativem Fiskalwert verzichtet.

	 Der Flächenhandel kann in der Praxis seine optima-
le Wirkung am besten entfalten, wenn die Zertifikate 
vollständig kostenlos an die Kommunen verteilt wer-
den. Die auf Basis der Bevölkerungszahl einer Kom-
mune vorgenommene Erstzuteilung der Zertifikate 
hat sich bewährt und erfährt von Seiten der Städte 
und Gemeinden eine hohe Akzeptanz – insbesondere 
da sie eine ausreichende Eigenentwicklung garantiert. 

	 Jeder Kommune ist bekannt, wie viele Zertifikate 
sie jährlich erhalten wird, und sie kann diese über 
mehrere Jahre ohne Restriktionen ansparen. Das 
ermöglicht allen Kommunen, ihre langfristigen flä-
chenpolitischen Planungen zuverlässig und strate-
gisch nach Maßgabe der zu erwartenden Zertifikate 
durchzuführen. Der Zukauf von Zertifikaten versetzt 
Kommunen in die Lage, flexibel auf gegebenenfalls 
höhere Nachfragen zu reagieren.

	 Die Kommunen können zusätzliche Einnahmen er-
zielen, wenn sie bei mangelnder Flächennachfrage 
Baurechte zurücknehmen und dafür im Gegenzug 
zusätzliche Zertifikate – sog. Weiße Zertifikate – er-
halten. Diese können dann entweder für die Außen-
entwicklung genutzt oder aber verkauft werden, um 
zusätzliche Einnahmen zu erzielen. Das Feldexperi-
ment belegt den großen Anreiz für die Kommunen, 
von diesem Instrument Gebrauch zu machen. 

	 Durch ein Flächenhandelssystem entsteht ein fairer 
Lastenausgleich zwischen Kommunen, die Bauflä-
chen im Außenbereich ausweisen, und Kommunen, 
die die Gemeindeentwicklung auf den Innenbereich 
konzentrieren. Die Ergebnisse des Feldexperimentes 
zeigen, dass wachsende Städte und Gemeinden Zer-
tifikate hinzukaufen müssen, während Kommunen 
in Regionen mit starker Abwanderung Zertifikate 
verkaufen können. Damit wird nicht nur eine nach-
haltige Siedlungsentwicklung gefördert. Auch die 
Kommunalfinanzen werden entlastet, da besonders 
teure Entwicklungsmaßnahmen an falschen Stand-
orten unterbleiben. 

	 »Der Flächenhandel hat den Charme, dass, ähn-
lich wie beim Wettrüsten, sich alle mal drauf 
geeinigt haben: Wir halten uns innerhalb des 
Rahmens.« 
Peter Fritsch, Bundesministerium für Umwelt, Natur-

schutz, Bau und Reaktorsicherheit;  

Quelle: »Zersiedeltes Deutschland«, Sendung im 

Deutschlandfunk am 24.10.2015 von Manuel Waltz.
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Beim Flächenhandel 
agieren alle Kommunen 
als gleichberechtigte 
Partner.



30

Durchführung

Umweltbundesamt (UBA)
Detlef Grimski
Gertrude Penn-Bressel
Regine Dickow-Hahn
Tel.: 0340-2103 3266
E-Mail: detlef.grimski@uba.de

Gutachterteam

Institut der deutschen Wirtschaft (Projektleitung)
Kompetenzfeld Immobilienökonomik
Dr. Ralph Henger, Michael Schier
Tel.: 0221 - 4981 744
E-Mail: henger@iwkoeln.de

Universität Göttingen
Sonderforschungsgruppe Institutionenanalyse – sofia
Prof. Dr. Kilian Bizer, Dr. Lukas Meub, Dr. Till Proeger
Tel.: 0551 - 39 4602
E-Mail: bizer@wiwi.uni-goettingen.de

ILS - Institut für Landes- und  
Stadtentwicklungsforschung

Prof. Dr. Stefan Siedentop
Tel.: 0231 - 9051 100
E-Mail: stefan.siedentop@ils-forschung.de 

Karlsruher Institut für Technologie (KIT)
Institut für Informationswirtschaft und  
Management (IISM)
Prof. Dr. Christof Weinhardt, Tim Straub, Dr. Timm 
Teubner, Dr. Tobias Kranz
Tel.: 0721 - 608 48 370
E-Mail: weinhardt@kit.edu

Raum & Energie
Institut für Planung, Kommunikation und Prozess- 
management GmbH, Wedel/Hamburg
Katrin Fahrenkrug M.A., Dr. Michael Melzer,  
Dipl.-Geogr. Lutke Blecken
Tel.: 04103 - 16041
E-Mail: institut@raum-energie.de

Gertz Gutsche Rümenapp
Stadtentwicklung und Mobilität GbR
Dr. Jens-Martin Gutsche, Dipl.-Ing. Achim Tack
Tel.: 040 - 8537 3748
E-Mail: gutsche@ggr-planung.de

Büro für Standortplanung Hamburg
Dipl.-Ing. Tom Schmidt
Tel.: 040 - 78 104 935
E-Mail: info@standortplanung-hamburg.de

Projektgruppe Stadt + Entwicklung
Ferber, Graumann und Partner
Dr.-Ing. Uwe Ferber
Tel.: 0341 - 480 70 26
E-Mmail: projektstadt@t-online.de

	 Ansprechpartner



31

Impressum

Herausgeber
Umweltbundesamt
UFOPLAN-Vorhaben
Förderkennzeichen 3712 16 100

Konzept und Text
Raum & Energie
Institut für Planung, Kommunikation und Prozess- 
management GmbH, Wedel/Hamburg
Dr. Michael Melzer, Lutke Blecken, Susanne Dohrn

Gestaltung und Satz
Marleen Krallman
Lutke Blecken

Druck
flyeralarm

Bildnachweise
Titel: Rido/fotolia.com | S. 6: lovelyday12/fotolia.com | 
S. 8: Umweltbundesamt, PhotostudioD29 | S. 11: Deut-
scher Städtetag | S. 14: lassedesignen/fotolia.com |  
S. 16: Kreiszeitung/Andree Wächter | S. 18: Stadt Mee-
rane | S. 19: Rido/fotolia.com | S. 22: vizafoto/fotolia.
com | S. 24: Stadt Ludwigsburg | S. 26: IW Köln | S. 29: 
yurolaitsalbert/fotoli.com

Stand
April 2016




